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Kleine Anfrage 

der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Entwicklung der Besoldungs-, Vergütungs- und Versorgungsausgaben 
im öffentlichen Dienst 


Der stetig ansteigende Anteil der Personalkosten an den Haus- 
halten des Bundes, der Länder sowie der Gemeinden und Ge- 
nieindeverbände wird von allen verantwortlichen politischen 
Kräften einschließlich der Beschäftigten selbst und ihrer Orga- 
nisationen mit Sorge beobachtet. Nach vorliegenden Berech- 
nungen wurden 1965 für Personalkosten 33,4 v. H. des Steuer- 
aufkommens verwendet, 1973 aber bereits 40,7 v. H. 

Die Fraktion der CDU/CSU hat mit ihrem Antrag vom 
9. Oktober 1974 (Drucksache 7/2599), wonach Gesetzentwürfen 
künftig eine Schätzung der zur Ausführung erforderlichen zu- 
sätzlichen Arbeitsstunden in den Verwaltungen des Bundes, der 
Länder oder der Gemeinden beigefügt werden soll, einen ersten 
konkreten Schritt zur Begrenzung der Personalkostenentwick- 
lung vorgeschlagen. Weitere Schritte müssen folgen. Hierzu 
bedarf es zunächst ausreichenden Tatsachen- und Zahlenmate- 
rials über die bisherige Entwicklung. Die dazu nachstehend 
erfragten Angaben sind bisher teils über verschiedene Ver- 
öffentlichungen verstreut, teils unvollständig, teils überhaupt 
nicht zugänglich. Die Bundesregierung wird deshalb gebeten, 
aus den ihr verfügbaren statistischen und sonstigen Unterlagen 
eine zusammenfassende Beantwortung zu geben. Neben der 
Entwicklung im Bund einschließlich Bundesbahn und Bundes- 
post soll auch die Entwicklung in der Gesamtheit der Länder 
sowie der Gemeinden und Gemeindeverbände einbezogen wer- 
den, da auch diese Verwaltungen zunehmend durch Gesetze 
und sonstige Maßnahmen des Bundes beeinflußt werden und da 
zusammenfassende statistische Unterlagen der Bundesregierung 
zur Verfügung stehen. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Entwicklung des Besoldungsaufwandes von 1961 bis 1973, 
jeweils getrennt für den Bund, Bundesbahn, Bundespost, 
mittelbare Bundesverwaltung, für die Gesamtheit der Länder 
und für die Gesamtheit der Gemeinden/Gemeindeverbände 
sowie für diese Bereiche insgesamt. 

1, Wie hoch war in den Jahren 1961 bis 1973 jeweils die 
Ist-Gesamtsumme der Besoldungsausgaben in absoluten 
Beträgen und auf der Basis 1961 == 100? Welche Steige- 
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rung gegenüber dem Vorjahr in Prozenten ergab sich 
jeweils? 

Erläuterung: Die Fragesteller gehen grundsätzlich 
von folgender Abgrenzung aus: Einzubeziehen sind alle 
Aufwendungen für aktive Beamte, auch Empfänger von 
Unterhaltszuschüssen, Richter, Minister und Parlamen- 
tarische Staatssekretäre, nicht aber Abgeordnete, nicht 
Soldaten. Zu den Aufwendungen zählen auch z. B. Mehr- 
arbeitsvergütungen, Jubiläumszuwendungen, Kantinen- 
zuschuß, Beihilfen (die Aufteilung auf Besoldungs-, Ver- 
sorgungs- und Tarifbereich könnte notfalls geschätzt 
werden). Nicht einzubeziehen sind alle Aufwendungen 
für V ersorgungsempf änger, ferner Kostenerstattungen 
wie z. B. Reise- und Umzugskosten. 

2. Wie hoch waren demgegenüber jeweils die Gesamtaus- 
gaben (Ist) für die Jahre 1961 bis 1973 in absoluten Be- 
trägen und auf der Basis 1961 = 100? Welche Steigerung 
ergab sich jeweils gegenüber dem Vorjahr in Prozent? 

3. Wie hoch war jeweils am Stichtag 1. Oktober die Ge- 
samtzahl der aktiven Beschäftigten im Besoldungsbereich 
(Ist) - ohne Soldaten - für die Jahre 1961 bis 1973 in 
absoluten Zahlen und auf der Basis 1961 = 100? Welche 
Steigerung ergab sich jeweils gegenüber dem Vorjahr in 
Prozent? 

4. Welcher Durchschnittsaufwand je Beschäftigtem ergab 
sich daraus für die Jahre 1961 bis 1973 in absoluten 
Zahlen und auf der Basis 1961 == 100? Welche Steigerung 
des Durchschnittsaufwandes ergab sich jeweils gegen- 
über dem Vorjahr in Prozent? 

5. Welcher Teil der Steigerungssätze zu 4. entfiel jeweils 
auf lineare Besoldungserhöhungen (einschließlich Sockel- 
und Mindestbeträgen, Änderung und Fortfall von Tarif- 
klassen)? 

II. Entwicklung des Versorgungsaufwandes von 1961 bis 1973, 
jeweils getrennt für den Bund, Bundesbahn, Bundespost, 
mittelbare Bundesverwaltung, für die Gesamtheit der Länder 
und für die Gesamtheit der Gemeinden/Gemeindeverbände 
sowie für diese Bereiche insgesamt. 

1. Wie hoch war die Ist-Gesamtsumme der Versorgungs- 
ausgaben für die Jahre 1961 bis 1973 in absoluten Be- 
trägen und auf der Basis 1961 = 100? Welche Steigerung 
ergab sich jeweils gegenüber dem Vorjahr in Prozent? 

Erläuterung: Die Fragesteller gehen grundsätzlich 
davon aus, daß alle Aufwendungen für Empfänger be- 
amten- und richterrechtlicher Versorgungsbezüge, auch 
z. B. Beihilfen, einzubeziehen sind. 

2. Welcher Anteil an den Gesamtausgaben (Frage I. 2.) er- 
gab sich jeweils in Prozent? 

3. Wie hoch war jeweils am Stichtag 1. Oktober die Ge- 
samtzahl der Versorgungsempfänger (Ist) für die Jahre 
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1961 bis 1973 in absoluten Zahlen und auf der Basis 
1961 = 100? Welche Steigerung ergab sich jeweils gegen- 
über dem Vorjahr in Prozent? 

4. Welcher Durchschnittsaufwand je Versorgungsempfänger 
ergab sich daraus für die Jahre 1961 bis 1973 in abso- 
luten Zahlen und auf der Basis 1961 = 100? Welche 
Steigerung des Durchschnittsaufwandes ergab sich je- 
weils gegenüber dem Vorjahr in Prozent? 

5. Welcher Teil der Steigerungssätze zu 4. entfiel jeweils 
auf lineare Versorgungsverbesserungen (entsprechend 
zu 1. 5. zu nennenden linearen Besoldungsverbesse- 
rungen) ? 

IIL Entwicklung des Tarifaufwands (ohne versorgungsbezogene 
Arbeitgeber-Leistungen) von 1961 bis 1973, jeweils getrennt 
für den Bund, Bundesbahn, Bundespost, mittelbare Bundes- 
verwaltung, für die Gesamtheit der Länder und für die Ge- 
samtheit der Gemeinden/Gemeindeverbände sowie für diese 
Bereiche insgesamt, aufgeteilt nach Angestellten und 
Arbeitern. 

1. Wie hoch war die Ist-Gesamtsumme der Vergütungsaus- 
gaben im Tarifbereich für die Jahre 1961 bis 1973 in 
absoluten Beträgen und auf der Basis 1961 — 100? 
Welche Steigerung ergab sich jeweils gegenüber dem 
Vorjahr in Prozent? 

Erläuterung: Die Fragesteller gehen grundsätzlich 
davon aus, daß einzubeziehen sind die Bruttovergütungen 
der Angestellten bzw. der Arbeiter, auch z. B. Uber- 
stundenvergütungen, Jubiläumszuwendungen, Kantinen- 
zuschuß, Beihilfen (die Aufteilung auf Besoldungs-, Ver- 
sorgungs- und Tarifbereich könnte notfalls geschätzt 
werden), Arbeitgeberbeiträge zur Kranken- und zur 
Arbeitslosenversicherung. Nicht einzubeziehen sind ver- 
sorgungsbezogene Arbeitgeberleistungen wie die Arbeit- 
geberbeiträge zur Rentenversicherung und zur Zusatz- 
versorgung und die Umlage zur Zusatzversorgung. 

2. Welcher Anteil von den Gesamtausgaben (Frage 1. 2.) er- 
gab sich jeweils in Prozent? 

3. Wie hoch war jeweils am Stichtag 1. Oktober die Ge- 

samtzahl der aktiven Angestellten bzw. Arbeiter (Ist) für 
die Jahre 1961 bis 1973 in absoluten Zahlen und auf der 
Basis 1961 100? Welche Steigerung ergab sich jeweils 

gegenüber dem Vorjahr in Prozent? 

4. Welcher Durchschnittsaufwand je Angestelltem bzw. 
Arbeiter ergab sich daraus für die Jahre 1961 bis 1973 in 
absoluten Zahlen und auf der Basis 1961 = 100? Welche 
Steigerung des Durchschnittsaufwandes ergab sich je- 
weils gegenüber dem Vorjahr in Prozent? 

5. Welcher Teil der Steigerungssätze zu 4. entfiel jeweils 
auf lineare Vergütungserhöhungen (entsprechend der 
Frage 1. 5.)? 
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IV. Entwicklung der versorgungsbezogenen Arbeitgeberleistun- 
gen von 1961 bis 1973, jeweils getrennt für den Bund, Bun- 
desbahn, Bundespost, mittelbare Bundesverwaltung, für die 
Gesamtheit der Länder und für die Gesamtheit der Gemein- 
den/Gemeindeverbände sowie für diese Bereiche insgesamt, 
aufgeteilt nach Angestellten und Arbeitern. 

1. Wie hoch war die Ist-Gesamtsumme der versorgungs- 
bezogenen Arbeitgeberleistungen für die Jahre 1961 bis 
1973 in absoluten Beträgen und auf der Basis 1961 = 100? 
Welche Steigerung ergab sich jeweils gegenüber dem 
Vorjahr in Prozent? 

Erläuterung: Die Fragesteller gehen grundsätzlich 
davon aus, daß einzubeziehen sind die Arbeitgeberbei- 
träge zur Rentenversicherung und zur Zusatzversorgung 
sowie die Umlage zur Zusatzversorgung. 

2. Welcher Anteil an den Gesamtausgaben (Frage I. 2.) er- 
gab sich jeweils in Prozent? 

3. Welcher Durchschnittsaufwand je Angestellten bzw. 
Arbeiter (Frage III. 3.) ergab sich daraus für die Jahre 
1961 bis 1973 in absoluten Zahlen und auf der Basis 1961 
= 100? Welche Steigerung ergab sich jeweils gegenüber 
dem Vorjahr in Prozent? 

V. Aufgliederung der Entwicklung des Personalbestandes von 
1961 bis 1973, jeweils getrennt für den Bund, Bundesbahn, 
Bundespost, mittelbare Bundesverwaltung, für die Gesamt- 
heit der Länder und für die Gesamtheit der Gemeinden/ 
Gemeindeverbände sowie für diese Bereiche insgesamt. 

1. Wie hoch war jeweils zum Stichtag 1. Oktober der ge- 
samte Ist-Personalbestand (Beamte und Richter, Ange- 
stellte, Arbeiter = Summe zu L 3. + IIL 3.) in absoluten 
Zahlen und auf der Basis 1961 = 100? Welche Steigerung 
ergab sich jeweils gegenüber dem Vorjahr in Prozent? 

2. Welcher Teil entfiel jeweils in den einzelnen Jahren vom 
Gesamtbestand zu 1. auf einzelne signifikante Bereiche, 
insbesondere auf 

a) Polizei (einschließlich Verfassungsschutz, Landes- 
kriminalämter/Bundeskriminalamt), 

b) Steuerverwaltung, 

c) Schulen (ohne Hochschulen und deren Vorgänger- 
Einrichtungen, aber mit höheren Fachschulen, soweit 
nicht Vorgänger-Einrichtungen von Fachhochschulen), 

d) Hochschulen (auch Fachhochschulen und deren Vor- 
gänger-Einrichtungen; ohne Klinikbereich), 

e) Krankenhäuser (einschließlich Universitätskliniken), 

f) Justiz (alle Gerichtsbarkeiten sowie Staatsanwalt- 
schaft und Justizvollzug)? 

Bonn, den 11. Dezember 1974 

Carstens, Stückten und Fraktion 
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